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Tribüne der Meinung 
Konzerte: Vorsichtiger sein 

| Durch bewundernswert gezielte Propaganda 
wurde unser Konzertpublikum auf den Klavier­
abend mit dem «grossen Pianisten» Gyula Vac-
zi aufmerksam gemacht, der in Vaduz einen 
Beethovenabend gab. Laut Konzertbesprechung 
im «Volksblatt» durfte man mit dem Gebotenen 

gl auch zufrieden sein (Beethoven l eb te . . . ) .  Als 
kritischer Konzertbesucher war ich von den 
recht mageren Darbietungen des Herrn Vaczi 
als Beethoven-Interpret mehr als enttäuscht. 
Der Künstler wurde weder dem Programm noch 
den Ankündigungen auch nur entfernt gerecht. 
Man sollte in Liechtenstein mit der Wahl von 
Musikern vorsichtiger sein, nachdem auch un­
ser Publikum zwischen guter und mittelmässi-
ger Leistung unterscheiden kann. (Be) 

Eigenheim heruntergetan 
In der «Tribüne» vom Samstag stört sich ein 

Einsender daran, dass die «Rheinpost» den zu­
rückgetretenen Regierungsrat Büchel als einen 
der Profiliertesten Politiker bezeichnete. Ich 
glaube, dass uns das eher gleichgültig sein 
kann, als die Tatsache, dass das Schweizer In­
seratenblatt in der gleichen Ausgabe die liech­
tensteinische Eigenheimpolitik herabtat und sie 
als «Bumerang» bezeichnete. Ein paar Hundert 
Eigenheimbesitzer aller politischen Färbungen 
werden sich zu bedanken wissen. (HB) 

Feiertage: Willkommener Unterbruch 
In Ihrer Zeitung in der Spalte «Tribüne der 

freien Meinung» vom 28. Januar plädiert (BR) 
für die Abschaffung der Feiertage, dafür eine 
Woche Ferien mehr. Ich wäre eher für die Re­
gelung wie sie in mehreren Betrieben bereits 
besteht und zwar täglich etwa eine Viertelstun­
de länger arbeiten und dafür Montag und Frei­
tag ebenfalls frei, wenn ein Feiertag auf einen 
Dienstag oder Donnerstag fällt. Die Viertel­
stunde länger arbeiten stört niemand, hingegen 
freut sich jedermann über ein verlängertes 
Wochenende. Ich glaube, darin sind sich viele 
mit mir einig, dass der Mensch schon reichlich 
genug ein Sklave der Arbeit und der Gewohn­
heit ist und dass eine kleine Unterbrechung 
nicht schaden kann. 

Das Abschaffen der Feiertage hat wohl für 
die Industrie-Finanzbosse einen Vorteil — für 
das arbeitende Volk aber einen um so grösse­
ren Nachteil. Erstens weil die zusätzliche 
Woche Ferien bei jeder Gelegenheit als Gna­
denakt der Industrie in den Vordergrund ge­
stellt würde( beim Einstellen der Arbeiter oder 
beim «Drücken» der Löhne). Zweitens weil dem 
Arbeiter dadurch 5 mal 4 Tage wohlverdiente 
Entspannung und Erholung verloren gehen. Im 
übrigen bin ich der Auffassung, dass der mono­
tone Montag-Freitag-Montag-Takt ruhig meh­
rere Male unterbrochen werden darf, nicht nur 
einmal im Jahr, bei den von den Betrieben fest­
gesetzten Betriebsferien. Ich vermute einen 
Gegner der Feiertage eher unter den.  Profit-
Genies als unter dem arbeitenden Volk. 

Ich glaube nicht, dass wir Arbeitnehmer 
schon so sehr abgestumpft sind, dass wir vom 
Staat garantierte Freizeit gegen die Willkür 
der Industrie, der wir sowieso schon zu sehr 
ausgeliefert sind, eintauschen werden. Etwas, 
das man sicher hat, gibt man nicht gerne her. 
Im übrigen wären vier Wochen Ferien nicht 
etwa zuviel oder gar neu, sondern etwas, das 
es anderswo schon längst gibt. (MA) 
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Was heisst Koalition für die Fresse? 
Soll unserer Zeitung unter Berufung auf die Regierungskoalition das Recht für Kritik genommen werden? 

Bedeutet die Zusammenarbeit von zwei Par­
teien in der Regierung, dass die Meinungen 
aller Regierungsmitglieder dann gleichgeschal­
tet werden? Bedeutet es darüber hinaus, dass 
die Landtagsfraktion der Minderheitspartei nur 
noch bestätigen darf, was die Mehrheitspartei 
bereits beschlossen hat? Heisst Regierungskoa­
lition sogar, dass die der anderen Partei nahe­
stehende Zeitung (in unserem Falle das «Liech­
tensteiner Volksblatt») auf Reglerungskurs um­
funktioniert und mit einem Maulkorb ausgerü­
stet werden soll? 

Berechtigte Fragen 
Verfolgt man das Organ der derzeitigen 

Mehrheitspartei, so begegnet man in jüngster 
Zeit immer wieder dem Vorwurf, die FBP treibe 
«seit einem Jahr eine verkappte, aber harte 
Opposition» statt der gewünschten Partner­
schaft. Mitunter heisst es sogar, die FBP-Regie-
rungsmitglieder seien nur zur Repräsentation 
an Parteiversammlungen gut. Mit solchen Ar­
gumenten versucht das Union-Organ insbeson­
dere zu kritischen, innenpolitischen Betrach­
tungen unserer Zeitung Stellung zu nehmen, als 
ob das «Volksblatt» von den FBP-Mandataren 
in Regierung und Landtag gemacht würde, statt 
von seinen Redaktoren. 

Die eingangs erwähnten Fragen, ob Koalition 
auch Gleichschaltung der Presse bedeute, ist 
um so berechtigter, als man weder den Bürger-
partei-Vertretem der Regierung, noch jenen 

im Landtag den Vorwurf mangelnder Mitarbeit 
machen kann. 

Mitarbeit im Landtag . , .  
, Eine ganze Reihe wesentlicher, politischer 

Postulate wurden im ersten Arbeitsjahr des 
Landtages von der FBP-Fraktion angeregt oder 
formuliert eingebracht. Denken wir hier nur an 
die Fragen der  Rentenerhöhungen, an die Ver­
besserung der Familienzulagen, an die Einfüh­
rung des Blindengeldes und die Forderung nach 
erhöhten Subventionen für die Abwassersanie­
rung. Mit Ausnahme des letzten Punktes fan­
den die genannten Anregungen und Vorarbei­
ten der FBP-Fraktion auch die Zustimmung der 
Mehrheitsfraktion, die damit die bürgerpartei­
lichen Postulate anerkannte und ihnen die not­
wendige Stimmenmehrheit im Landtag brachte. 

. . .  und in der Regierung 
Regierungschef-Stellvertreter Dr. Walter Kie-

ber informierte die liechtensteinische Presse 
vor kurzem über ein umfangreiches Arbeits­
programm, das er  in seinen Ressorts bereits 
in Angriff genommen habe. Fragen des Gewäs­
serschutzes, des Fremdenverkehrs, der Rechts­
reform, Reorganisation des Rettungswesens und 
der medizinischen Betreuung und eine Reihe 
weiterer, wichtiger Arbeitsbereiche präsen­
tierte er in Form eines kontrollierbaren Arbeits­
programmes und rief die Öffentlichkeit auf, die 
Verwirklichung der gestellten Aufgaben sozu­
sagen als Vernehmlassungsforum z u  verfolgen 

Haschisch und Diebstahl 
Erfolgreiche Polizeiaktion gegen eine Gruppe Jugendlicher 

(Mitg.) In den Morgenstunden des 9. Dezem­
ber 1970 wurden bei einer vorbereiteten Poli­
zeiaktion in verschiedenen Gemeinden des Un­
terlandes sieben Burschen im Alter von 17 bis 
20 Jahren wegen dringenden Verdachtes von 
Zuwiderhandlungen gegen das Bundesgesetz 
über die Betäubungsmittel festgenommen. Die 
polizeilichen Ermittlungen ergaben, dass die 
Burschen seit längerer Zeit gelegentlich Ha­
schisch konsumiert hatten und bereits zu der 
weit gefährlicheren Droge LSD übergegangen 
waren, Bei Hausdurchsuchungen konnten dann 
solche sichergestellt werden. 

Die Betäubungsmittel waren grösstenteils aus 
Zürich bezogen worden und die Burschen hat­
ten sich auch im sogenannten Lindenhofbunker, 
von welchem in letzter Zeit vielfach die Rede 
war, aufgehalten. In Zusammenarbeit mit der 
Kantonspolizei Zürich wurden in Zürich drei 
der Drogenlieferanten festgenommen. Weiter 
erfolgte am 18. Dezember 1970 um Mittemacht 

in Nendeln die Festnahme von zwei Burschen 
aus Buchs/SG, die in kleinem Umfang ebenfalls 
Drogen nach Liechtenstein geliefert hatten. 

Im Verlaufe der weiteren Ermittlungen wur­
de festgestellt, dass einige der wegen Rausch­
gift festgenommenen Burschen auch für Eigen­
tumsdelikte in Frage kamen. Diesbezüglich 
wurden vier weitere Burschen in die Ermittlun­
gen einbezogen. Insgesamt konnten ihnen vier­
zig Diebstähle, davon sechs in Verbrechens­
höhe, nachgewiesen werden. Die Diebstähle 
wurden hauptsächlich aus parkierten Autos und 
aus Warenhäusern in der Schweiz begangen. 

Der Konsum der LSD-Droge scheint im An­
fangsstadium entdeckt worden zu sein, so dass 
grössere gesundheitliche Schäden vermieden 
wurden. Entscheidend haben hierzu vertrau­
liche Hinweise eines Cafebesitzers beigetragen. 
Dies teilte die Pressestelle der Regierung am 
Montag offiziell mit. 

Ausländer: Neue Statistik 
Ende Juli 1970: Schweizer an der Spitze der neu zugezogenen Ausländer 

Gemäss einem Regierungsauftrag ist die Aus­
länderstatistik ab 1970 jährlich zweimal zu er­
stellen und zwar nach dem Stand Ende August 
und Ende Dezember, Höchst- und Tiefststand. 
Die Sommererhebung wurde bereits in den 
Jahren 1963—1967 durchgeführt, Stichtag Ende 
Juli. Die August-Statistik 1970 liegt nun vor: 

Bei der liechtensteinischen Fremdenpolizei 
waren am 31. August 1970 3590 Jahresaufent­
halter, davon 1144 mit Familienbewilligung, 
699 Saisonarbeiter und 3025 Personen mit Nie­
derlassungsbewilligung registriert, davon 2329 
mit Familienbewilligung. In 4904 Bewilligungen 
sind 7314 Personen eingeschlossen. Von den 
Bewilligungen sind 1063 Einzel- und 3841 
Familienbewilligungen. 2333 Personen sind 
Schweizer Bürger, 1883 Oesterreicher, 1166 
Deutsche, 1283 Italiener, 217 Spanier, 72 Grie­
chen, 108 Jugoslawen und 252 haben eine an­
dere Staatsangehörigkeit. 

In den ersten acht Monaten ist an  1480 Per­
sonen erstmalige Aufenthaltsbewilligung erteilt 
worden, davon sind 679 oder 45,9 Prozent Sai­
sonarbeiter. Nach der Staatszugehörigkeit sind 
824 oder 55,7 Prozent Schweizer, an zweiter 

Stelle ist Oesterreich mit 824 Personen oder 
16,8 Prozent. 

Von 2504 erwerbstätigen Jahresaufenthaltern 
sind 30,4 Prozent weniger als vier  Jahre in 
Liechtenstein wohnhaft, 10,0 Prozent fünf Jahre, 
2,8 Prozent 6—7 Jahre und 6,8 Prozent 8 Jahre 
und länger. Von den erwerbstätigen Jahresauf­
enthaltern sind 60,7 Prozent männlichen Ge­
schlechts und 71,1 Prozent ledigen Standes. 

Neue Niederlassungsbewilligungen sind nach 
dem Augustbestand an 14 Personen erteilt wor­
den, an 8 Personen in Vaduz, an 4 in Triesen 
und j e  eine Person in Schaan und Eschen. 

Die ausländische Wohnbevölkerung, ohne 
Saisonarbeiter, betrug Ende August 1970 total 
6615 Personen. Hiervon hatten 27,6 Prozent 
Wohnsitz in Vaduz, 23,3 Prozent in Schaan, 12,5 
Prozent in Triesen, 10,2 Prozent in Balzers, 9,2 
Prozent in Eschen, 8,1 Prozent in Mauren, 3,9 
Prozent in Triesenberg und die restlichen 5,2 
Prozent in den anderen Gemeinden. 2333 Per­
sonen sind in der Schweiz heimatberechtigt, 
das sind 35,3 Prozent, 1821 oder 27,5 Prozent in 
Oesterreich, 1162 oder 17,6 Prozent in  Deutsch­
land, 705 ist gleich 10,7 Prozent in Italien, 163 

(Fortsetzung auf Seite 3) 

und Stellung zu den geplanten Verbesserungen 
zu nehmen. Dr. Kieber hat damit bewiesen, dass 
er  sein Amt keineswegs als Repräsensations-
posten ansieht, sondern gezielte Arbeit leisten 
will. Das gleiche gilt für den nebenamtlichen 
Ressortchef Landwirtschaft, William Hoop, der 
an einer neuen Konzeption zur Verbesserung 
der Situation unseres Bauernstandes arbeitet. 

Wir haben keine Koalition mit der Union 
Wenn das Mehrheitsorgan sich über man­

gelnde Solidarität des Koalitionspartners be­
klagt, so kann bestenfalls noch das «Liechten­
steiner Volksblatt» gemeint sein. Wir von der 
Zeitung aber haben keine Koalition mit der 
Vaterländischen Union und sehen darum auch 
nicht ein, dass wir uns zum Haus- und Hof­
organ der Regierung machen lassen müssen. 

Dass das «Liechtensteiner Volksblatt» der 
Fortschrittlichen Bürgerpartei nahesteht und 
sich zu deren Sprachorgan gemacht hat, heisst 
noch lange nicht, dass wir deshalb an Koali­
tionspapiere gebunden sind und der notwen­
digen, öffentlichen Kritik entsagen müssen. Wir 
sind es unseren Lesern und der Oeffentlichkeit 
schuldig, die Entwicklung des politischen Le­
bens in Liechtenstein aufmerksam zu verfolgen 
und immer dann unsere kritische Stimme zu 
erheben, wenn wir meinen, dass es notwendig 
und berechtigt ist. Das hat mit der Regierungs­
koalition ebensowenig zu tun, wie mit der Tat­
sache, dass wir der FBP gesinnungsmässig 
nahestehen. 

Hätten wir etwa schweigen so l len . . .  
Hätten wir etwa schweigen sollen, als die 

Möglichkeit zur Durchführung von Rad-Welt­
meisterschaften in Ruggell wegen der sich ab­
zeichnenden Finanzkrise des Staates vertan 
wurden? Müssen wir schweigen, wenn die 
Strompreise erhöht werden und zwischen den 
Zeilen bereits von einer Erhöhung der Hypo-
thekarzinsen die Rede ist. Hätten wir ver­
schweigen sollen, dass die Landesbank den 
höchsten Preis für ein Grundstück zahlte, der 
je in Vaduz entrichtet wurde? Hätten wir es 
verschweigen müssen, dass die neue Ausländer­
regelung den «Grossen» voraussichtlich mehr 
nützen wird als den Kleinen. Hätten wir ver­
schweigen sollen, dass sehr wahrscheinlich ein 
Arbeitsjahr im Kultursektor (mit Sport und Sti­
pendien) vertan ist, weil es sich ein VU-Regie-
rungsrat schon nach neun Monaten anders 
überlegt und zurücktritt? Hätten wir darüber 
schweigen sollen, dass das Strassenbaubudget 
für das laufende Jahr kleiner als früher ist und 
eine Reihe von Projekten, die bereits für 1970 
programmiert waren, einfach unter den Tisch 
gewischt wurden? Hätten wir es verschweigen 
sollen, dass die VU ihre Regierungsmehrheit 
mit frei verfügbaren Reserven von über 10 Mio 
Franken angetreten hat und schon nach einigen 
Monaten Regierungsverantwortung ein Defizit 
von mehr als 10 Mio Franken und die Wahr­
scheinlichkeit der Aufnahme von staatlichen 
Anleihen ankündigt? 

Natürlich wären wir <fann bequemer 
Natürlich wäre das «Liechtensteiner Volks­

blatt» für die Regierungsmehrheit bequemer, 
wenn wir der Oeffentlichkeit all diese Dinge 
unterschlagen oder nach der offiziellen Sprach­
regelung der Regierung unter das Volk ge­
bracht hätten. Wir meinen aber, dass es voll­
ständig ausreicht, wenn e i n e  Zeitung im Lan­
de so tun muss, als wäre unsere Regierungs­
mehrheit fehlerlos. Wir aber lassen uns unse­
ren Mund nicht verbinden und werden uns 
auch in Zukunft immer dann zu Wort melden, 
wenn wir meinen, dass es das öffentliche Inter­
esse erfordert. 
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